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„Argentinien steht in Flammen“
Tausende Brände in den nördlichen Provinzen
Von Wim van Geenen
Flammen wüten in der Provinz Córdoba. (Foto: dpa)
Buenos Aires (AT) - Bereits seit Wochen kämpfen die Menschen in den nördlichen Provinzen Argentiniens gegen immer wieder neu aufflammende Wald- und Flurbrände. Neben den Provinzen Córdoba, Corrientes und Formosa ist insbesondere das Delta des Paraná-Flusses in der Provinz Entre Rios und Teilen der Provinz Buenos Aires betroffen. Auch in Salta, Jujuy und Tucumán sowie in den Provinzen Chaco und Santa Fe wüten die Feuer weiter. Nach Informationen der Zeitung „La Nación“ sind bereits über 175.000 Hektar Land den Flammen zum Opfer gefallen, eine Fläche mehr als acht Mal so groß wie die Autonome Stadt Buenos Aires (CABA). Die einzelnen Brandherde dehnen sich demnach teils über mehrere Kilometer aus. Auch in den Nachbarländern Paraguay, Uruguay und Brasilien brennt es vielerorts.
Obwohl Vegetationsbrände im Winter in einigen Provinzen nicht ungewöhnlich sind, geraten die Feuerwehren dieses Jahr an ihre Grenzen: Umweltaktivisten sprechen derzeit von über 25.000 Bränden; das satellitengestützte Waldbrand-Monitoring-System der US-Raumfahrtbehörde Nasa („FIRMS“) zeigt eine Karte mit tausenden roten Punkten, jeder für einen Brandherd. In einigen Regionen verschmelzen sie zu einer großen, tiefroten Fläche. Eine Dürreperiode, starke Winde und der ohnehin in vielen Gebieten trockene Winter verschärfen die Situation. Die örtlichen Feuerwehren sind vielerorts im Dauereinsatz; stellenweise kommen Löschflugzeuge zum Einsatz.
Lokale Umweltschützer zeigen sich im Zusammenhang mit der Situation alarmiert. Die Aktivistengruppe „Jovenes por el clima“ (dt.: „Jugend fürs Klima“), der argentinische Ableger der „Fridays for Future“-Bewegung, fordert in einer Petition eine schnelle Erhöhung der Budgets zur Brandbekämpfung und eine Anerkennung des Klimawandels als bereits eingetretene Krise. „Argentinien steht in Flammen“, so die Aktivisten. Natur und Bewohner der betroffenen Gebiete müssten jetzt geschützt werden. Die an die argentinische Regierung gerichtete Petition wurde bis Mittwoch bereits von über 160.000 Personen unterzeichnet, darunter auch von der schwedischen Aktivistin und Klima-Ikone Greta Thunberg.
Als Ursache der Brände sehen die Klimaschützer von „Jovenes por el clima“ unter anderem den Klimawandel und die damit einhergehenden Dürreperioden, aber auch gezielte Brandstiftungen von Seiten der Bau-, Agrar- und Immobilienwirtschaft. Einem Bericht der Zeitung „La Nación“ zufolge geht auch der argentinische Umweltminister Juan Cabandié (Frente de Todos) von Brandstiftung aus. Die Verantwortlichen müssten schnell gefunden und der Justiz zugeführt werden, so der Minister auf Twitter. Im Hinblick auf den Klimawandel müsse die Gesellschaft ihre Produktionsverhältnisse überdenken. In der vergangenen Woche ist es bereits zu Festnahmen im Zusammenhang mit den Bränden gekommen, berichtet „La Nación“.
Verheerende Brände sind in Südamerika keine Neuheit. Bereits im vorigen Jahr waren in Brasilien hunderttausende Hektar Regenwald durch über 70.000 teils gelegte Brände vernichtet worden. Kritiker machen hierfür die Politik des brasilianischen Präsidenten Jair Bolsonaro verantwortlich. Dieser möchte die wirtschaftliche Erschließung des Amazonas-Regenwalds vorantreiben und nimmt dabei kaum Rücksicht auf Umweltfragen.
Lateinamerika
Maduro begnadigt Oppositionelle
Maßnahme drei Monate vor Parlamentswahl in Venezuela
Der politische Gefangene Daniel Hernández wird nach seiner Freilassung von Freunden und Familienmitgliedern empfangen. (Foto: dpa)
Caracas (dpa/mc) - Gut drei Monate vor der umstrittenen Parlamentswahl in Venezuela hat der venezolanische Präsident Nicolás Maduro 110 Politiker oder Aktivisten, unter ihnen führende Mitglieder der Opposition, begnadigt. Kommunikationsminister Jorge Rodríguez verlas das entsprechende Dekret im staatlichen Fernsehen am Montag.
Einige der Begnadigten sind im Gefängnis, andere im Exil und wieder andere wurden von Wahlen ausgeschlossen. Freddy Guevara etwa hatte die Proteste 2017 angeführt und war in die chilenische Botschaft in Caracas geflüchtet. Roberto Marrero, Büroleiter des Oppositionsführers und selbst ernannten Interimspräsidenten Juan Guaidó, war vor fast eineinhalb Jahren verhaftet worden. „Die Freiheit ist immer willkommen, ganz gleich, was sie sagen“, sagte Marrero, als er das Gefängnis des gefürchteten venezolanischen Geheimdienstes in Caracas verließ.
Rodríguez sagte, dass die Regierung „nationale Versöhnung“ wolle und die Entscheidung eine Teilnahme der Opposition an der Wahl am 6. Dezember fördern solle. Mehr als 25 Oppositionsparteien in dem politisch tief gespaltenen Venezuela hatten es im Juli abgelehnt, an der Wahl teilzunehmen. Sie bezeichneten diese als „Betrug“.
Der Maduro nahe stehende Nationale Wahlrat hatte die Parlamentswahl ungeachtet der Corona-Krise angesetzt. Das Parlament ist die einzige staatliche Institution, die noch von der Opposition kontrolliert wird. Allerdings hatte Maduro ihm alle Kompetenzen entzogen und auf eine regierungstreue Verfassungsgebende Versammlung übertragen. Experten sehen die Begnadigungen als Versuch, die umstrittene Wahl zu legitimieren. Dabei erinnerte Guaidó auf Twitter daran, dass „immer noch Dutzende politische Gefangene hinter den Gittern der Diktatur sind, die wir befreien müssen“. Mehrere Oppositionelle kritisierten die Ankündigung. Die Abgeordnete Mariela Magallanes, die im Exil in Italien ist, schrieb auf Twitter, die Begnadigung sei „wertlos“.
Venezuela steckt in einer tiefen Verfassungs- und Wirtschaftskrise. Parlamentspräsident Guaidó versucht Maduro aus dem Amt zu drängen. Zahlreiche Staaten - darunter Deutschland und die USA - erkennen ihn als Interimspräsidenten an. Trotz harter Sanktionen der USA gegen Land und Regierung konnte Guaidó sich bisher nicht gegen Maduro durchsetzen, der das Militär auf seiner Seite hat.
Die Opposition im Land ist derzeit uneins. Nach einem Treffen mit Guaidó erklärte die prominente frühere Abgeordnete María Corina Machado, es sei kein gemeinsames Ziel definiert worden. In einem im Internet kursierenden Video erklärte Machado am Samstag, dass Guaidó eine neue Volksbefragung vorgeschlagen habe. Dagegen bekräftigte sie ihren Vorschlag, Maduros Regierung durch eine nationale und internationale Operation schnellstmöglich zu stürzen.
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Lateinamerika
Kontinent in Kürze
BRASILIEN
Mord angeordnet?
Brasília - Ein Aufsehen erregender Fall zwischen Politik und Kirche sorgt in Brasilien für Diskussionen: Eine evangelikale Pastorin und Abgeordnete soll den Mord an ihrem Ehemann in Auftrag gegeben haben - nun droht ihr die Freistellung vom Dienst. Die Abgeordnetenkammer beschloss angesichts des Falls von Flordelis dos Santos, die Ethik-Kommission wieder zu öffnen, wie aus einer Erklärung am Dienstag hervorgeht. Die Wiederaufnahme ist grundlegend bei der Entscheidung über eine Freistellung von Flordelis. Die Staatsanwaltschaft in Rio de Janeiro hatte Anfang vergangener Woche Anklage gegen Flordelis erhoben. Sie soll einige ihrer mehr als 50 - leiblichen und adoptierten - Kinder angestiftet haben, ihren Mann umzubringen.
PERU
Höchste Covid-19-Sterblichkeit
Lima - Gemessen an der Bevölkerungszahl sterben in keinem Flächenstaat der Erde so viele Menschen an der Krankheit Covid-19 wie in Peru. 89,99 Tote je 100.000 Einwohner registrierte das Land zuletzt. Damit liegt es vor Belgien, Andorra und Großbritannien weltweit an erster Stelle. Nur der Kleinstaat San Marino in Italien kommt umgerechnet auf die Bevölkerungszahl auf noch mehr Tote - allerdings mit insgesamt gerade einmal 42 Opfern. Bislang haben sich in Peru über 652.000 Menschen mit dem Coronavirus infiziert, mehr als 28.000 Patienten sind an Covid-19 gestorben.
GUATEMALA
Gefangenenmeuterei beendet
Escuintla - Nach einer Gefangenenmeuterei in einem Gefängnis in Guatemala sind zehn als Geiseln genommene Wächter freigelassen worden. Die Gefangenen, die die Verlegung von Anführern der Jugendbande „Barrio 18“ in andere Haftanstalten verhindern wollten, hatten ihre Forderungen aufgegeben, teilte das Innenministerium am Dienstag mit. Rund 2000 Polizisten waren am Montag rund um das Hochsicherheitsgefängnis „El Infiernito“ (Die kleine Hölle) in Escuintla zusammengezogen worden, um die Lage unter Kontrolle zu bringen. Der Aufstand sei in der Nacht zum Dienstag nach fast einem Tag friedlich beendet worden, berichteten lokale Medien.
CHILE
Fernfahrer beenden Streik
Santiago de Chile - Nach sieben Tagen haben die Fernfahrer in Chile ihren Streik beendet. „Wir haben eine Einigung mit der Regierung erzielt“, sagte der Präsident der Gewerkschaft der Transportarbeiter (CNTC), Sergio Pérez, am Mittwoch. Wegen des Ausstandes war es bereits zu Versorgungsproblemen gekommen. Die Fernfahrer fordern eine Verbesserung der Sicherheitslage im Süden des Landes. Dort werden immer wieder Fernfahrer überfallen und Lkws in Brand gesteckt. Zuletzt war ein neunjähriges Mädchen bei einem Angriff auf den Lastwagen ihres Vaters angeschossen worden. Hinter den Angriffen sollen teilweise radikale Gruppen vom indigenen Volk der Mapuche stecken, die für die Rückgabe ihrer angestammten Ländereien kämpfen.
BRASILIEN
Rios Gouverneur freigestellt
Rio de Janeiro - Der Oberste Gerichtshof Brasiliens hat den Gouverneur des Bundesstaates Rio de Janeiro, Wilson Witzel, wegen Verdachts auf Unregelmäßigkeiten bei Anschaffungen in der Corona-Pandemie vorübergehend vom Dienst freigestellt. Dies ging aus einer Veröffentlichung der Bundesstaatsanwaltschaft am vorigen Freitag hervor. Die Maßnahme gilt demnach zunächst für 180 Tage. Die Verteidigung des Gouverneurs nahm die Entscheidung „mit großer Überraschung“ zur Kenntnis, wie Witzel auf Twitter schrieb. Die Anwälte würden auf die Dokumente warten, um die entsprechenden Maßnahmen zu ergreifen.
KUBA
Strenge Corona-Maßnahmen
Havanna - Wegen einer Zunahme neuer Fälle verschärft Kuba die Anti-Corona-Maßnahmen in der Hauptstadt Havanna. Unter anderem wird vom 1. bis zunächst zum 15. September eine Ausgangssperre zwischen 19 und 5 Uhr verhängt, wie Havannas Gouverneur Reinaldo García Zapata am Donnerstag im Staatsfernsehen mitteilte. Minderjährige sollen sich ihm zufolge auch tagsüber nicht auf den Straßen und in den Parks aufhalten dürfen. Ein- und Ausreisen zwischen der Hauptstadt und dem Rest des Landes müssen zudem genehmigt werden. Um die Maßnahmen durchzusetzen, werde die Polizeipräsenz in den Straßen erhöht.
VENEZUELA
Wahlbeobachter eingeladen
Caracas - Venezuelas autoritäre Regierung unter Präsident Nicolás Maduro hat erneut die Europäische Union und auch die Vereinten Nationen als „internationale Beobachter und Begleiter“ der im Dezember geplanten umstrittenen Parlamentswahl eingeladen. Außenminister Jorge Arreaza teilte am Mittwoch auf Twitter einen Brief, der an UN-Generalsekretär António Guterres und den EU-Außenbeauftragten Josep Borrell geschickt worden sei. Dort seien die umfangreichen Garantien für die Parlamentswahl beschrieben. Die EU hatte auf eine Einladung vor einigen Wochen sehr zurückhaltend reagiert, die Bedingungen für einen transparenten Wahlprozess lägen nicht vor. (dpa/mc)
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„Inländischer Terrorismus“
Trump verurteilt „Black Lives Matter“-Protestausschreitungen
Der US-Präsident zu Besuch in Kenosha. (Foto: dpa)
Washington (dpa) - US-Präsident Donald Trump hat die Ausschreitungen nach Polizei-Schüssen in den Rücken eines Schwarzen in Kenosha als anti-amerikanische Krawalle und inländischen Terrorismus verurteilt. Zugleich bestritt Trump bei einem Besuch in der Stadt im Bundesstaat Wisconsin, dass es bei der US-Polizei systematischen Rassismus gebe. In den Straßen wurde der Konvoi des Präsidenten von seinen Anhängern empfangen, aber auch von Demonstranten, die gegen Rassismus und Polizeigewalt protestierten. Trump sah sich unter massiven Sicherheitsvorkehrungen ein abgebranntes Geschäft an und traf sich mit Vertretern von Sicherheitskräften und einigen örtlichen Unternehmern.
„Kenosha wurde von Krawallen verwüstet, die gegen die Polizei gerichtet und anti-amerikanisch waren“, sagte Trump. „Es war kein friedlicher Protest, sondern inländischer Terrorismus.“ Trump versprach zugleich eine Million Dollar Unterstützung für die örtliche Polizei und vier Millionen Dollar für den Wiederaufbau von Geschäften in Kenosha.
Vor der Reise hatten sich der Bürgermeister der Stadt und der Gouverneur des Bundesstaates Wisconsin, beides Demokraten, gegen einen Besuch des Präsidenten ausgesprochen. Sie warnten, dass Trumps Anwesenheit die Spannungen verstärken könnte. Beide fehlten bei dem Auftritt des Republikaners in der Stadt.
Trump hatte die Debatte über seinen Besuch noch angeheizt, indem er am Montag einen 17-jährigen Weißen verteidigte, der am Rande der Proteste in Kenosha zwei Menschen erschossen hatte.
Mitreisende Reporter berichteten, auf Trumps Route vom Flughafen in die Stadt hätten Menschen Schilder mit der Aufschrift „Black Lives Matter“ (etwa: Schwarze Leben zählen) in die Höhe gehalten. „Black Lives Matter“, eine Protestbewegung, die Polizeigewalt gegen schwarze Amerikaner anprangert, hatte der Präsident am vergangenen Montag als „marxistisch“ bezeichnet.
Der Polizeieinsatz am 23. August gegen den Afroamerikaner Jacob Blake, bei dem der 29-Jährige schwer verletzt wurde, war auf Video festgehalten worden. Darauf ist zu sehen, wie ein Polizist Blake zunächst mit gezogener Waffe um ein Auto herum folgt. Als Blake die Fahrertür aufmacht und sich hinein beugt, fallen sieben Schüsse. Das Video löste landesweit Empörung aus. Mitglieder der Blake-Familie lehnten ein Treffen mit Trump ab.
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Nachfolger für Abe gesucht
Nach Rücktritt: Japans Regierungspartei vor Wahl
Shinzo Abe wird bis zur Wahl eines Nachfolgers als Partei- und Regierungschef amtieren. (Foto: dpa)
Tokio (dpa) - Japans Regierungspartei LDP will einen Nachfolger für Partei- und Regierungschef Shinzo Abe ohne Beteiligung der breiten Parteibasis wählen. Das beschloss die Partei am Dienstag, wie die japanische Nachrichtenagentur Kyodo berichtete. Dieses Vorgehen begünstige Abes langjährige rechte Hand, Regierungssprecher Yoshihide Suga. Von ihm wird erwartet, dass er im Falle seiner Wahl die Politik von Abe fortsetzen wird.
Suga genießt breiten Rückhalt unter Abgeordneten der LDP. Ex-Verteidigungsminister Shigeru Ishiba, der als reformfreudig gilt und sich immer wieder kritisch über Abe geäußert hatte, sieht seine Chancen dagegen deutlich gemindert. Denn er genießt zwar in der Bevölkerung breite Zustimmung, nicht aber unter LDP-Abgeordneten. Wegen der Mehrheit der LDP im maßgeblichen Unterhaus wird der Chef der Partei auch Ministerpräsident des Landes.
Japans rechtskonservativer Regierungschef hatte nach einer Rekordamtszeit von fast acht Jahren wegen gesundheitlicher Probleme überraschend seinen Rücktritt angekündigt. Er bleibe im Amt, bis ein Nachfolger feststehe, sagte der 65-Jährige auf einer Pressekonferenz. Er wolle mit seinem Rücktritt verhindern, dass seine Gesundheitsprobleme zu einem Führungsvakuum führten, erklärte Abe. Kürzliche Testergebnisse hätten ein Wiederaufflammen einer chronischen Dickdarm-Erkrankung ergeben. Er hatte sich zuletzt wiederholt in ein Krankenhaus begeben. Wegen dieses Problems war er schon 2007 nach einer ersten kurzen Amtszeit abrupt zurückgetreten.
Der 65-Jährige hatte erst am Montag den Rekord als längster amtierender Ministerpräsident seines Landes aufgestellt, den zuvor sein Großonkel Eisaku Sato gehalten hatte. Abe amtiert seit 2012. Wie Kyodo am Dienstag meldete, wird die LDP die parteiinterne Wahl voraussichtlich am 14. September abhalten. Der Gewinner werde dann voraussichtlich zwei Tage später bei einer außerordentlichen Parlamentssitzung zum Regierungschef gekürt.
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Weltnachrichten
GROSSBRITANNIEN
Mehr als 400 Migranten
Dover/Calais - Mindestens 409 Migranten haben in kleinen Booten über den Ärmelkanal Großbritannien erreicht - so viele wie nie zuvor an einem einzigen Tag. Darunter waren nach Behördenangaben kleine Kinder, die noch nicht laufen konnten. Die Migranten hatten sich am Mittwoch bei sonnigem Wetter und ruhiger See von Frankreich aus auf den Weg über die Meeresenge gemacht. Die Überquerung in kleinen Booten ist gefährlich, weil der Ärmelkanal von vielen großen Schiffen befahren wird.
USA
Trump: Doppelt abstimmen
Washington - US-Präsident Donald Trump hat Briefwähler bei der Wahl im November zum Versuch einer doppelten Stimmabgabe und damit zu einer potenziell illegalen Handlung ermutigt. Nach US-Bundesrecht kann die Abgabe von mehr als einer Stimme bei einer Präsidentschafts- oder Kongresswahl eine Geldstrafe von bis zu 10.000 Dollar und/oder Haft von bis zu fünf Jahren nach sich ziehen. Trump sagte am Mittwoch bei einem Besuch in North Carolina, Briefwähler sollten am Wahltag im Wahllokal erneut versuchen zu wählen. Sollte das Briefwahl-System so gut funktionieren, wie von dessen Befürwortern angegeben, „dann werden sie nicht in der Lage dazu sein“.
POLEN
Deutscher Botschafter akzeptiert
Warschau - Nach mehrmonatiger Wartezeit hat die polnische Regierung dem Amtsantritt des designierten deutschen Botschafters in Warschau, Arndt Freytag von Loringhoven, zugestimmt. Das sagte Polens stellvertretender Außenminister Szymon Szynkowski vel Sek der Agentur PAP am Montagabend. Polnischen Medienberichten zufolge gab es zunächst Vorbehalte gegen den deutschen Diplomaten wegen dessen familiären Hintergrunds. Der Vater des designierten Botschafters, Bernd Freytag von Loringhoven, bereitete demnach von 1944 bis Ende April 1945 als Adjutant in Hitlers Führerbunker die tägliche militärische Lagebesprechung vor.
LIBANON
Neuer Premier nominiert
Beirut - Nach der verheerenden Explosion in Beirut soll Libanons bisheriger Botschafter in Deutschland das Land als neuer Regierungschef aus der Krise führen. Die wichtigsten Blöcke des Parlaments nominierten am Montag den 48 Jahre alten Mustafa Adib als Premier. Staatschef Michel Aoun habe Adib mit der Bildung einer Regierung beauftragt, teilte ein Sprecher des Präsidentenpalastes am Montag mit. Die bisherige Regierung war nach der verheerenden Explosion im Hafen von Beirut vor vier Wochen zurückgetreten. Derweil feierte das Land am Dienstag den 100. Jahrestag seiner Staatsgründung.
TÜRKEI / GRIECHENLAND
Kriegsdrohungen
Ankara/Athen - Die Türkei hat Griechenland für den Fall einer Ausdehnung seiner Territorialgewässer in der Ägäis offen mit einer militärischen Auseinandersetzung gedroht. „Wenn das kein Kriegsgrund ist, was denn sonst?“, sagte Vizepräsident Fuat Oktay der staatlichen Nachrichtenagentur Anadolu zufolge. Der türkische Außenminister Mevlüt Cavusoglu verwies am Samstagabend auf eine Parlamentsentscheidung seines Landes aus den 90er Jahren, das eine Ausdehnung der griechischen Hoheitsgewässer in der Ägäis zum Kriegsgrund erklärt hatte.
BELARUS
95 Festnahmen
Minsk - Bei den Studentenprotesten in Belarus (Weißrussland) gegen den autoritären Staatschef Alexander Lukaschenko hat es 95 Festnahmen gegeben. Das teilte das Innenministerium am Mittwoch in Minsk mit. Das Menschenrechtszentrum Wesna hatte zuvor von rund 80 Festgenommen gesprochen. Hunderte Studenten waren am Dienstag zum Beginn des neuen Semesters auf die Straße gegangen und hatten die Freilassung aller politischen Gefangenen gefordert.
FRANKREICH
„Charlie Hebdo“-Prozess
Paris - Vor gut fünfeinhalb Jahren erschütterte der islamistische Terroranschlag auf das Satiremagazin „Charlie Hebdo“ ganz Frankreich und löste weltweite Schockwellen aus. Am Mittwoch begann nun in Paris der Strafprozess gegen mutmaßliche Helfer. Vor einem Schwurgericht wird eine mehrtägige Anschlagsserie aufgerollt, bei der im Januar 2015 insgesamt 17 Menschen getötet wurden. Die drei Täter wurden von Sicherheitskräften erschossen. Angeklagt sind nun 14 Menschen, vor allem wegen Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung.
INDIEN / CHINA
Neue Spannungen
Neu Delhi/Peking - Gut zwei Monate nach den tödlichen Zusammenstößen zwischen Soldaten Indiens und Chinas an ihrer umstrittenen Grenze im Himalaya sind die Spannungen wieder aufgeflammt. Indien warf China am Montag erneut Provokationen vor. Chinesische Truppen hätten mit Militärbewegungen in der Nacht zum Sonntag versucht, den Status quo an der Grenze am Süd-ufer des Sees Pangong Tso zu ändern, erklärte Indiens Verteidigungsministerium. Dagegen warf ein Militärsprecher in Peking den indischen Truppen vor, die Grenze „illegal überquert zu haben“. (dpa/mc)
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Wirtschaft
Geschäftsnachrichten
Newsan
Dieser Konzern, kontrolliert von Ruben Cherñajovsky, mit Fabriken in Feuerland, der vor einigen Jahren die ehemalige SIAM-Fabrik im Vorort Avellaneda übernommen hat, hat in diese jetzt u$s 10 Mio. investiert, um die Produktion, die bisher nur in Eisschränken bestand, auf Waschmaschinen auszudehnen. Die Kapazität beträgt 100.000 Waschmaschinen pro Jahr, und im ersten Jahr sollen 35.000 Einheiten produziert werden. Dieses Projekt wurde gemeinsam mit der südkoreanischen LG unternommen, die bisher in Argentinien Waschmaschinen gemeinsam mit der Firma Cordini in Córdoba erzeugte, aber diesen Vertrag nach Ablauf aufgegeben hat. In Argentinien werden jährlich 750.000 bis 800.000 Waschmaschinen verkauft, von denen etwa die Hälfte seitlich geladen wird, wobei etwa 150.000 davon auf Maschinen für über 8 kg entfallen, das Segment, auf dem Newsan jetzt tätig wird.
Ecosan
Diese Firma, kontrolliert von Juan Pablo Rudoni, die seit 20 Jahren Baumaterialien erzeugt, hat dank der Pandemie einen phänomenalen Aufschwung erlebt. In 30 Tagen hat das Unternehmen 11 Hospitale mit vorfabrizierten Platten u.a. Elementen gebaut. Das war nur möglich, weil die Firma einen großen Bestand von “modularen” Elementen (fertige Wände u.a.) auf Lager hatte, mit denen Gebäude nach dem Baukastenprinzip errichtet werden können. Nicht nur lag die Bauzeit der Hospitäler bei einem kleinen Bruchteil der normalen, sondern die Qualität des Baus ist erstklassig und der Preis pro qm sehr niedrig. Rudoni erklärte, dies sei die Bautechnik der Zukunft, und hofft dabei, dass der Bau der Hospitäler einen Durchbruch in dieser Hinsicht darstellen. In der Tat sollte die gleiche Technologie beim Bau von Sozialwohnungen eingesetzt werden.
Friar-Vicentin Family Group
Das Unternehmen der Familie Vicentin, das diese unabhängig vom Konzern betrieb, der einen Vergleich vor Gericht beantragt hat, hat das große Exportschlachthaus Friar, in Reconquista, Provinz Santa Fe, an die Gruppe BAF, Buenos Aires Financial verkauft, die vorher schon die Abteilung für Desserts von SanCor gekauft hatte. Der Betrag des Geschäfts wurde nicht bekannt. Doch auf alle Fälle erhält die Familie Vicentin dabei Mittel, mit denen sie eventuell zur Lösung des Konfliktes des großen Vicentin-Konzerns beitragen kann.
Biogénesis Bagó
Dieses lokale Pharmaunternehmen, eine Tochtergesellschaft von Bagó, mit Insud (von Hugo Sigman) als Partner, hat von der im Vorjahr angekündigten Investition von u$s 10 Mio. in der Fabrik in Garín (bei der Bundeshauptstadt) schon u$s 7 Mio. effektiv investiert. Das hat ihr erlaubt die Produktion von Impfstoffen, hauptsächlich gegen Maul- und Klauenseuche, auf bis 300 Mio. jährlich zu erhöhen und ein ehrgeiziges Exportprogramm in Angriff zu nehmen. Im Februar wurde ein Abkommen mit einem Unternehmen von Saudi-Arabien abgeschlossen, um den Impfstoff an dieses Land und auch an Bahrein, die arabischen Emirate, Jordanien, Oman, Kuwait und den Libanon zu liefern.
Die Justizreform kostet $ 7 Mrd.
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Positive Bilanz für Salzburger Festspiele
Die Salzburger Festspiele habe eine positive Bilanz des durch die Corona-Krise stark abgespeckten Festivals gezogen. (Foto: dpa)
Salzburg (dpa) - Die Salzburger Festspiele habe eine positive Bilanz des durch die Corona-Krise stark abgespeckten Festivals gezogen. Die Erwartungen des Direktoriums seien weit übertroffen worden, teilten die Festspiele mit. Das wegen des Coronavirus aufgelegte Sicherheitskonzept habe funktioniert. „Dass bisher bei 1400 Mitwirkenden in der über zweimonatigen Vorbereitungs-, Proben- und Vorstellungszeit nur eine einzige Mitarbeiterin Anfang Juli infiziert wurde und dass kein einziger Fall unter den 76.500 Besuchern gemeldet wurde, ist eine Sensation“, meinte der Kaufmännische Direktor Lukas Crepaz. Die 110 Aufführungen hätten eine Auslastung von 96 Prozent gehabt. Die Einnahmen betrügen 8,7 Millionen Euro. Die Treue hielten vor allem die Stammgäste: Gut zwei Drittel aller verkauften Karten gingen an diese Gruppe. Das Publikum kam aus 39 Ländern. Das strenge Sicherheitskonzept habe international große Beachtung gefunden, erklärte Festspielpräsidentin Helga Rabl-Stadler. Anlässlich des 100-Jahr-Jubliäums des weltgrößten Musik- und Theaterfestivals wird erstmals eine Kinoreihe, die zehn Sternstunden der Salzburger Festspiele in Kinos in Österreich, Deutschland und der Schweiz präsentieren. Den Auftakt macht am 24./25. Oktober 2020 die legendäre „La Traviata“ mit Anna Netrebko und Rolando Villazón aus dem Jahr 2005.
Eine neue Rückverstaatlichung: die Baggerung des Paraná
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